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Keine steuer- und sozialabgabenfreie
Inflationsausgleichsprämie mehr - Bruttolohnerhöhung
aber unschädlich
LOHNSTEUER

Anfang des Jahres laufen in vielen Unternehmen alljährliche Mitarbeiter- und Gehaltsgespräche
an. Eine steuer- und sozialabgabenfreie Inflationsausgleichsprämie kann zwar nicht mehr
gewährt werden, Spielraum bei einer Lohnerhöhung gibt es aber. Das bestätigt das
Bundesministerium der Finanzen auf die Frage, ob der Bruttoarbeitslohn nunmehr so angehoben
werden kann, dass Beschäftigte möglichst nicht schlechter dastehen als in den letzten 24
Monaten.

An die Inflationsausgleichsprämie anschließende Lohnerhöhungen seien unschädlich unter
folgender Prämisse: Sofern im Vorjahr die Inflationsausgleichsprämie (IAP) gemäß § 3 Nr. 11c EStG
vom Arbeitgeber gezahlt wurde, sind anschließende Lohnerhöhungen unschädlich, wenn diese
auf einer gesonderten Vereinbarung beruhen. Erst recht kann nichts anderes gelten, wenn die
anschließende Gehaltserhöhung auf einer neuen Entscheidung des Arbeitgebers beruht. Von
daher ist es unerheblich, ob Lohnerhöhungen noch im Zeitraum der IAP oder unmittelbar
danach vereinbart werden. Unter Ziffer 5b) der des Bundesministeriums der Finanzen wird
dargelegt, dass es für die Steuerfreiheit auch unschädlich ist, wenn die
Inflationsausgleichsprämie im Zusammenhang bzw. in Kombination mit einer dauerhaften
Lohnerhöhung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt wurde.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (Februar 2025) wieder und ersetzt keine individuelle Beratung.
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